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VV zu § 44  LHO 

 

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P) 

 
Die Allgemeinen Nebenbestimmungen sind Bestandteil des 
Zuwendungsbescheides, soweit in ihm nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. Sie enthalten Nebenbestimmungen im Sinne 
von § 36 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(HmbVwVfG) bzw. von § 32 des Sozialgesetzbuchs - Zehntes Buch - 
(SGB X) und Erläuterungen. 
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1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid 
nach Umfang, Qualität und Zielsetzung bestimmten Zwecks verwendet 
werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Die eigenen Mittel und die mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängenden Einnahmen der Zuwendungsempfängerin oder 
des Zuwendungsempfängers (insbesondere Zuwendungen, 
Leistungen Dritter) sind nach Maßgabe des Zuwendungsbescheids als 
Deckungsmittel einzusetzen. 

1.3 Werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers 
überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf 
die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger seine 
Beschäftigten finanziell nicht besser stellen als vergleichbare 
Bedienstete der Freien und Hansestadt Hamburg. Höhere 
Vergütungen oder höhere Löhne als nach dem BAT oder MTL II sowie 
sonstige über- und außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt 
werden.  
Abweichende tarifvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, 
als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige 
Zahlungen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks benötigt wird. Die 
Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des 
Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten (vgl. VV Nr. 7.2).  

1.5 Im Übrigen dürfen die Zuwendungen nur wie folgt in Anspruch 
genommen werden: 

1.5.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen 
Zuwendungen anderer Zuwendungsgeberinnen oder 
Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen 
Mitteln der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers,  

1.5.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung außerdem erst, wenn die vorgesehenen 
eigenen und sonstigen Mittel der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers verbraucht sind. 
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1.6 Ausgezahlte Zuwendungen, die am Jahresende nicht verbraucht 
wurden, sind - wenn für denselben Zweck Zuwendungen im Folgejahr 
bewilligt werden - auf die Anforderung zu Beginn des Folgejahres 
anzurechnen. 

1.7 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder 
bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere 
Umstände gerechtfertigt ist. 

1.8 Rücklagen und Rückstellungen bzw. am Jahresende nicht verbrauchte 
Zuwendungen dürfen nur nach Maßgabe des Zuwendungsbescheids 
gebildet bzw. verwendet werden. Andere Regelungen in 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

1.9 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu 
erreichen ist. 

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung  

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Finanzierungsplan 
veranschlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel 
oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so vermindert sich die 
Zuwendung 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgeberinnen oder Zuwendungsgeber und den 
vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der Zuwendungs-
empfängerin oder des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht 
kommenden Betrag, 

2.1.3 bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungsfähigen 
Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung ermäßigen, auf 
die Höhe der tatsächlichen zuwendungsfähigen Ausgaben. 

2.2 In den Fällen der Nrn. 2.1.1 und 2.1.2 vermindert sich die Zuwendung 
nur, soweit nicht die Bildung von Rücklagen, Rückstellungen oder 
sonstige Verwendungszwecke im Zuwendungsbescheid zugelassen 
sind. 
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2.3 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat 
nach der Erfüllung des Zuwendungszwecks ihr bzw. ihm verbleibende 
Mittel aus Minderausgaben oder Mehreinnahmen, die nach Nr. 2.1.1 
bis 2.1.3 auf die Zuwendung mindernd anzurechnen sind, 
unverzüglich - spätestens mit Vorlage des Verwendungsnachweises - 
zu erstatten. 

3 Vergabe von Aufträgen 

3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen sind anzuwenden 

3.1.1 Abschnitt 1 der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), wenn 
der Gesamtauftragswert der Baumaßnahme bzw. des Bauwerks (alle 
Bauaufträge für eine bauliche Anlage) ohne Umsatzsteuer mehr als 
50.000 EUR beträgt; 

3.1.2 Abschnitt 1 der Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen 
Bauleistungen - (VOL), wenn der Jahreswert der Lieferung oder 
Leistung für eine Warengruppe ohne Umsatzsteuer mehr als  
25.000 EUR beträgt. 

3.1.3 Weitergehende Bestimmungen, die die Zuwendungsempfängerin oder 
den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften 
verpflichten (z.B. Verpflichtung zur EU-weiten Ausschreibung in den 
Fällen des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen - 
GWB - in Verbindung mit § 2 der Verordnung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge - VgV -   1) ) bleiben unberührt. 

3.2 Auch Aufträge, die die unter den Nrn. 3.1.1 und 3.1.2 genannten 
Betragsgrenze nicht erreichen, sind unter den Gesichtspunkten der 
wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwendung in der Regel auf der 
Grundlage mehrerer schriftlicher Angebote (Wettbewerb) zu vergeben. 
 
 

                                            
1  Zu ANBest-P Nr. 3.1.3 

In diesen Fällen sind die Abschnitte 2, 3 oder 4 des Teiles A der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) und der 
Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleistungen - 
(VOL) sowie die Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) 
durch die Zuwendungsempfängerin / den Zuwendungsempfänger zu 
beachten. 
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4 Inventarisierungspflicht 

4.1 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger darf 
über Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
erworben oder hergestellt werden, vor Ablauf der im 
Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfügen. 

4.2 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände, 
deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten ohne Umsatzsteuer 
410 EUR übersteigen, zu inventarisieren. Soweit die Freie und 
Hansestadt Hamburg Eigentümerin ist oder wird oder dingliche Rechte 
hat, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu 
kennzeichnen. 

5 Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers  
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ist 
verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn  

5.1 sie / er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen 
für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder 
von ihnen erhält, 

5.2 sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände 
sich ändern oder wegfallen, insbesondere der im Zuwendungs-
bescheid beschriebene Zuwendungszweck nach Umfang, Qualität und 
Zielsetzung nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu 
erreichen ist, 

5.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
verbraucht werden können, 

5.4 aus der Zuwendung beschaffte oder hergestellte Gegenstände 
innerhalb der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen 
Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet 
oder nicht mehr benötigt werden, 
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5.5 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen sie oder ihn beantragt 
oder eröffnet wird.   2) 

6 Nachweis der Verwendung 

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten 
nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf 
des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der 
Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis), soweit 
im Zuwendungsbescheid keine abweichenden Fristen bestimmt sind. 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis sowie den ggf. im Zuwendungsbescheid 
genannten weiteren Unterlagen. 

6.2 In dem Sachbericht sind nach Maßgabe des Zuwendungsbescheids 
die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im 
Einzelnen darzustellen. 

6.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungs-
zweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen 
Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend der Gliederung des 
Finanzierungsplans summarisch auszuweisen. Soweit der 
Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach  
§ 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte (Preis 
ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden. 

6.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben 
notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden 
ist und die Angaben mit den Büchern und den Belegen 
übereinstimmen. 

                                            
2)  Zu Nr. 5.5 ANBest-P 

Wenn die Bewilligungsbehörde erfährt, dass gegen die Zuwendungs-
empfängerin oder den Zuwendungsempfänger ein Konkurs- oder 
Vergleichsverfahren beantragt oder eröffnet wird, so hat die 
Bewilligungsbehörde unverzüglich zu prüfen, ob der Zuwendungsbescheid 
widerrufen werden kann. Es ist davon auszugehen, dass nach Eröffnung des 
Konkurses in der Regel eine zweckentsprechende Verwendung der 
Zuwendung nicht mehr möglich ist und deshalb ein Widerrufsgrund gegeben 
ist. Dies gilt insbesondere für noch nicht ausgezahlte oder verwendete 
Zuwendungen.  
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6.5 Mit dem Nachweis sind auf Anforderung der Bewilligungsbehörde die 
Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die 
Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen 
vorzulegen. Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen 
Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere 
die Zahlungsempfängerin oder den Zahlungsempfänger, Grund und 
Tag der Zahlung und bei Gegenständen den Verwendungszweck. 

6.6 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die 
in Nr. 6.5 genannten Belege und Verträge sowie alle sonst mit der 
Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) fünf 
Jahre nach Vorlage des letzten Verwendungsnachweises 
aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen 
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur 
Aufbewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwendet 
werden. 

7 Prüfung der Verwendung 

7.1 Die Bewilligungsbehörde (einschließlich der für sie zuständigen 
Vorprüfungsstelle) ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige 
Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebungen - auch unangemeldet - zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die 
erforderlichen Unterlagen ordnungsgemäß und prüfbar bereitzuhalten 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 
Hierzu gehört auch die Weitergabe personenbezogener Daten 
ihrer/seiner Beschäftigten, soweit sie für die Prüfung der Verwendung 
der Zuwendung nach den Bedingungen des Zuwendungsbescheids 
herangezogen werden müssen. Die Beschäftigten sind über die 
Weitergabe der Daten zu unterrichten. 
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7.2 Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg ist nach § 91 
der Landeshaushaltsordnung (LHO)  3) berechtigt, bei der Zuwen-
dungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfänger zu prüfen.  

8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach 
dem HmbVwVfG (§§ 43 bis 49a) bzw. nach dem SGB X (§§ 44 bis 47 
und 50) mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder 
widerrufen oder sonst unwirksam wird (vgl. VV Nr. 8). 

8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn 

8.2.1 eine auflösende Bedingung eingetreten ist, z.B. nachträgliche 
Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 
2 (vgl. VV Nr. 8.2.1),  

8.2.2 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt 
worden ist (vgl. VV Nr. 8.2.2),  

8.2.3 die Zuwendung oder aus der Zuwendung beschaffte Gegenstände 
nicht/ nicht mehr für den vorgesehenen Zweck oder unwirtschaftlich 
verwendet wird (vgl. VV Nr. 8.2.3). 

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht 
kommen, soweit die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger 

                                            
3)  Zu ANBest - P Nr. 7.2 
§ 91 Abs. 1 (Auszug) und Abs. 2 LHO lauten: ,,(1) Der Rechnungshof ist 
berechtigt, bei Stellen außerhalb der Verwaltung zu prüfen, wenn sie von der 
Freien und Hansestadt Hamburg Zuwendungen erhalten. Leiten diese 
Stellen die Mittel an Dritte weiter, so kann der Rechnungshof auch bei diesen 
prüfen. (2) Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungsmäßige und 
wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung. Bei Zuwendungen kann sie sich 
auch auf die sonstige Haushalts- und Wirtschaftsführung des Empfängers 
erstrecken, soweit es der Rechnungshof für seine Prüfung für notwendig 
hält.“  
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8.3.1 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, 
insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht 
rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig 
nachkommt (vgl. VV Nr. 8.2.3) oder  

8.3.2 die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung 
für fällige Zahlungen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks (vgl. Nr. 
5.3) verwendet (vgl. VV Nr. 8.2.4). 

8.4 Der Erstattungsanspruch ist nach § 49a HmbVwfG bzw. nach § 50 
SGB X mit 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB   4) jährlich zu verzinsen (vgl. VV Nr. 8.5).  

8.5 Werden Zuwendungen nicht innerhalb von zwei Monaten nach der 
Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird 
der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, 
können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden 
Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB  4) jährlich verlangt 
werden. Entsprechendes gilt, soweit die Zuwendung in Anspruch 
genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig 
einzusetzen sind (vgl. VV Nr. 8.6). 

 

                                            
4) Zu ANBest-P Nrn. 8.4 und 8.5 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres, 
wenn sich seine Bezugsgröße geändert hat (§ 247 Abs. 1 BGB). Die Deutsche 
Bundesbank gibt die Basiszinssätze im Bundesanzeiger bekannt (§ 247 Abs. 2 
BGB). Soweit sich der Erstattungsanspruch nach dem SGB X auf einen Zeitraum vor 
Inkrafttreten des "Gesetzes zur Einführung einer kapitalgedeckten 
Hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung und zur Änderung anderer Gesetze" 
(HZvNG) - 29.06.2002 - bzw. des „Gesetzes zur Anpassung verwaltungsrechtlicher 
Vorschriften an den elektronischen Rechtsverkehr (HGVBl. I, Seite 537) - 
02.12.2003 - bezieht, ist er mit 3 v.H. über dem jeweiligen Basiszinssatz zu 
verzinsen. 
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Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau)  

Die Baufachlichen Nebenbestimmungen ergänzen bzw. modifizieren 
die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P). Sie werden damit ebenfalls Bestandteil 
des Zuwendungsbescheides, soweit in ihm nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. Sie enthalten Nebenbestimmungen im Sinne 
von § 36 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(HmbVwVfG) bzw. von § 32 des Sozialgesetzbuchs - Zehntes Buch - 
(SGB X) und Erläuterungen. 
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1 Ausschreibung, Vergabe und Ausführung 

1.1 Die Vergabe der Architekten- und Ingenieurleistungen erfolgt auf der 
Grundlage der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). 
Dabei ist die Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) 
anzuwenden, soweit die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 VOF erfüllt 
sind. 

1.2 Außerdem sind die „Grundsätze und Richtlinien für Wettbewerbe auf 
den Gebieten der Raumplanung, des Städtebaus und des Bauwesens 
- GRW -" in der jeweils für die Freie und Hansestadt Hamburg 
geltenden Fassung zu beachten. 

1.3 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die 
Bewilligungsbehörde rechtzeitig über die jeweils vorgesehene 
Vergabeart, den Baubeginn und die Beendigung der Baumaßnahme 
zu unterrichten. 

1.4 Die ersten Ausschreibungen sollen grundsätzlich Leistungen 
umfassen, die üblicherweise im Zusammenhang ausgeführt werden 
und deren Umfang so erheblich ist, dass anhand des 
Kostenvergleichs mit den der Bewilligung zugrunde liegenden 
Bauunterlagen mit hinreichender Zuverlässigkeit beurteilt werden 
kann, ob die darin ausgewiesenen Baukosten eingehalten werden. 

1.5 Die Ausführung der Baumaßnahme muss den der Bewilligung 
zugrunde liegenden Bauunterlagen sowie den technischen und 
baurechtlichen Vorschriften entsprechen. 
Erhebliche Abweichungen von den der Bewilligung zugrunde 
liegenden Unterlagen bedürfen vor ihrer Ausführung der Prüfung und 
der Zustimmung durch die Bewilligungsbehörde.  
Als erheblich sind Abweichungen anzusehen, die wesentliche 
Änderungen des Bau- und/oder Raumprogramms oder Bauobjektes 
verursachen oder die Gesamtkosten mit Auswirkung auf die Höhe der 
Zuwendung erhöhen. Hierzu gehören insbesondere Änderungen, 
durch die neue, den Umfang eines Bauwerks verändernde Bauteile 
oder Baukörper entstehen oder die dem Zuwendungszweck nicht 
entsprechen. 
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2 Baurechnung 

2.1 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger muss 
für jede Baumaßnahme eine Baurechnung führen. Besteht eine 
Baumaßnahme aus mehreren Bauprojekten/Bauabschnitten, sind 
getrennte Baurechnungen zu führen. 

2.2 Die Baurechnung besteht aus 

2.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei 
anderen nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides). Werden die 
Einnahmen und Ausgaben für das geförderte Bauobjekt von anderen 
Buchungsvorfällen getrennt nachgewiesen, entsprechen die 
Nachweise unmittelbar oder durch ergänzende Aufzeichnungen den 
Inhalts- und Gliederungsansprüchen der DIN 276 und können sie zur 
Prüfung der Baurechnung beigefügt werden, so kann mit Einwilligung 
der Bewilligungsbehörde von der Führung eines gesonderten 
Bauausgabebuches abgesehen werden, 

2.2.2 den Rechnungsbelegen, 

2.2.3 den Abrechnungsunterlagen zu den Schlussrechnungen bestehend 
aus 
– den Verdingungsunterlagen (z.B. Bekanntmachung von 

Ausschreibungen, Angebotsunterlagen, Niederschriften über die 
Eröffnungen, Zuschlagsbericht, Wertung der Angebote), 

– den Berechnungsunterlagen für die Kostensätze (z.B. 
Abrechnungszeichnungen, Massenberechnungen, Stundenlohn-
nachweise), 

– den Vertragsunterlagen (z.B. Angebot des Auftragnehmers mit 
Leistungsverzeichnis sowie die beiden nächsthöheren Angebote  
- in den Fällen, in denen der Zuschlag nicht auf das niedrigste 
Angebot erteilt wird, auch alle darunter liegenden Angebote -, 
Zuschlagsschreiben, zusätzliche Vertragsbedingungen und 
Nachtragsverhandlungen),  

2.2.4 den Niederschriften über die Abnahme von Bauleistungen (ggf. mit 
Vermerken über Vertragsstrafen, Mängelbeseitigungen usw.),  

2.2.5 den bauaufsichtlichen Genehmigungen, den Prüf- und Abnahme-
bescheinigungen,  
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2.2.6 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Bereitstellung 
der Mittel,  

2.2.7 den geprüften, dem Zuwendungsbescheid zugrunde gelegten Bau-
unterlagen,  

2.2.8 der Berechnung der ausgeführten Flächen und des Rauminhalts nach 
DIN 277 (nur bei Hochbauten) und bei Wohnbauten ggf. nach der 
Wohnflächenverordnung - WoFlV,  

2.2.9 dem Bautagebuch und ggf. den Bestandsplänen. 

3 Verwendungsnachweis 

3.1 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat der 
Bewilligungsbehörde nach Abschluss der Baumaßnahme - spätestens 
ein Jahr nach Abnahme der wesentlichen Bauleistungen - den 
Verwendungsnachweis vorzulegen. 
Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nr. 6 ANBest-P nach 
dem beigefügten Muster 1)  zu erstellen. Der Nachweis, wann und in 
welchen Einzelbeträgen die Bauausgaben geleistet wurden, wird 
durch die Baurechnung (Nr. 2) geführt. Die Baurechnung ist zur 
Prüfung bereitzuhalten; die Rauminhalte-, Flächenberechnungen nach 
DIN 277 sowie die Kostenfeststellung nach DIN 276 sind dem 
Verwendungsnachweis beizufügen. 

3.2 Werden über Teile einer Baumaßnahme (z.B. mehrere Bauprojekte / 
Bauabschnitte) einzelne Verwendungsnachweise geführt, so ist nach 
Abschluss der Baumaßnahme ein zusammenfassender 
Verwendungsnachweis nach beigefügtem Muster 1) aufzustellen. 

 
1) Hinweis für die Bewilligungsbehörde:  

Das Muster ist im Bauhandbuch, Abschnitt 11, zu finden. 





  

 
 
  

2. Projektziele 
Zur Messung der Zielerreichung der Förderung werden folgende Projektziele und Indikatoren festgelegt. 

Zielart Projektziel EFRE-
Zuordnung 
des Indika-
tors (O/ E)* 

Indikator Maßein-
heit 

Erhebungs- 
zeitpunkt 

Erhebungs- 
art 

Basis-
wert 

Zielwert 

Leis-
tungs-
ziel 

Revitalisierung einer problemati-
schen Brachfläche bei angemesse-
ner Berücksichtigung vorhandener 
Einrichtungen der lokalen Subkultur 
durch Errichtung eines Gebäudes mit 
Büro- und Ladenflächen (2.490 
Quadratmeter Nutzfläche) auf einer 
Fläche von 910 Quadratmetern 

 

OP (O) Anzahl der Vorhaben zur nach-
haltigen Entwicklung und zur 
Steigerung der Attraktivität der 
Stadtteile und Quartiere 

Anzahl Projektende Vor-Ort-Kontrolle 0 1 

OP (O) Größe der revitalisierten Bra-
chen 

ha Projektende Messung der bebau-
ten Fläche 

0 0,0910 

Umweltindika-
tor (O) 

Größe der im Rahmen des 
Projekts beanspruchten Sied-
lungs- und Verkehrsfläche 
- davon versiegelte Fläche 
- davon wiedergenutzte Fläche 
- davon altlastensanierte Fläche 

Quadrat-
meter 

Projektende Messung der bebau-
ten Fläche 

0 910  
 
 

710 
910 

0 

Leis-
tungs-
ziel 

Schaffung von preiswerten Räum-
lichkeiten für Existenzgründer und 
sich in der Aufbauphase befindlicher 
Unternehmen aus den kreativ-, me-
dien- und kulturwirtschaftlichen 
Branchen mit:  

- kleinteiligen Raumstrukturen / 
Raumangeboten für unterschiedli-
che Arbeitsweisen und Teamgrö-
ßen; 

- flexiblen Vermietungsbedingun-
gen, die auch befristet benötigte 
Räumlichkeiten bieten; 

- Angeboten zur Vernetzung und 
Community-Bildung sowie Ser-
viceangeboten 

OP (O) Anzahl der Kleinst- und kleinen 
Unternehmen, die eine einzel-
betriebliche Förderung erhalten 

Anzahl Am Anfang eines 
jeden Jahres für 
das jeweils letzte 

Jahr, bis zum 
Schlussbericht 

2029 

Erfassung abge-
schlossener Mietver-
träge zu vergünstig-
ter Miete durch die 

Projektträgerin  

0 225 KU, dies ent-
spricht Ø 15 KU p.a. 

Zusätzlicher 
Indikator auf 
Vorhaben-
ebene (O) 

Anzahl der Mieter / mietenden 
Unternehmen / Vereinsmitglie-
der aufgeteilt nach Existenz-
gründern, Gewerbetreibenden, 
Freiberufler, Freischaffende 
und selbständig Tätige, jeweils 
nach Geschlecht, Branche und 
Neu- bzw. Bestandsmietern 

Anzahl Am Anfang eines 
jeden Jahres für 
das jeweils letzte 

Jahr, bis zum 
Schlussbericht 

2029 

Mieterbefragung für 
die geförderten 

Flächen durch die 
Projektträgerin 

0 225 Mieter, dies ent-
spricht Ø 30 Mieter 

p.a. gesamt (bei einer 
Ø Verweildauer von 2 
Jahren); Ø 8 Neuver-

mietungen / neue 
Mitgliedschaften p.a., 
davon 25% Frauen 



 
 
 

3 
 

Zielart Projektziel EFRE-
Zuordnung 
des Indika-
tors (O/ E)* 

Indikator Maßein-
heit 

Erhebungs- 
zeitpunkt 

Erhebungs- 
art 

Basis-
wert 

Zielwert 

bei Gewährleistung einer gewissen 
Fluktuation 

Wir-
kungs-
ziel 

Städtebauliche Aufwertung des 
Stadtteils 

 

Umweltindika-
tor (E) 

Größe der wiedergenutzten 
Siedlungs- und Verkehrsfläche 

Quadrat-
meter 

Projektende Messung der wie-
dergenutzten Fläche 

0 910 

Wir-
kungs-
ziel 

Quartiersorientierte Wirtschaftsförde-
rung durch gewerbliche Strukturver-
besserung, Sicherung wohnungsna-
her Arbeitsplätze sowie Ausbau und 
Sicherung des örtlichen kreativen 
Potenzials 

 

OP (E) Anzahl der neu geschaffenen 
Arbeitsplätze 

Anzahl Am Anfang eines 
jeden Jahres für 
das jeweils letzte 

Jahr, bis zum 
Schlussbericht 

2029  

Mieterbefragung für 
die geförderten 

Flächen durch die 
Projektträgerin 

0 225 AP, dies ent-
spricht Ø 15 neu ge-
schaffene AP p.a. 

Zusätzlicher 
Indikator auf 
Vorhaben-
ebene (E) 

Anzahl der erfolgreichen Aus-
gründungen (Mieterfirmen, die 
bei Auszug fortbestehen) 

Anzahl Am Anfang eines 
jeden Jahres für 
das jeweils letzte 

Jahr, bis zum 
Schlussbericht 

2029 

(wegen Erstver-
mietung bleibt 

das 1. Jahr hier 
unberücksichtigt) 

Mieterbefragung für 
die geförderten 

Flächen bis zum 
Schlussbericht 2029 

0 75 erfolgreiche Aus-
gründungen, dies 

entspricht Ø 5 erfolg-
reichen Ausgründun-
gen bzw. Neugrün-

dungen nach Eintritt in 
den Verein des 

Hauptmieters p.a. 

* O entspricht Output-Indikatoren; E entspricht Ergebnis-Indikatoren 





















BV Eifflerstraße in Hamburg Altona

Mittelabflussplan

Stand: 25.03.2013

Zeitraum

08.11.2013 bis 31.07.2013

Gesamtkosten * 2.382.103,66    Euro

Zuschussfähige Kosten 2.293.125,74    Euro

Davon EFRE-Fördermittel 194.915,69       Euro

01.08.2013 bis 31.07.2014

Gesamtkosten * 3.002.203,63    Euro

Zuschussfähige Kosten 2.995.703,63    Euro

Davon EFRE-Fördermittel 255.084,31       Euro

Gesamtprojekt

Gesamtkosten * 5.384.307,29    Euro

Zuschussfähige Kosten 5.288.829,37    Euro

Davon EFRE-Fördermittel 450.000,00       Euro

* zzgl. Finanzierungskosten



Belegliste "Ausgabepositionen" / Bauausgabebuch (BAB)

Blatt Nr.: 

Inez-Nr.: 58319

Zuwendungsempfänger: steg Kreativhaus GmbH

Projektname: Gründerhaus Eifflerstraße

Berichtszeitraum:

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20

100 200 300 400 500 600 700

€ € € € € € € €

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

* abzüglich Skonto bzw. Rabatte

Ort: Datum:

Weitere Hinweise zum Führen des BAB siehe Rückseite

Geschlossen am: Unterschrift Zuwendungsempfänger:

Ausgabepositionen

Darstellung der tatsächlich für die Erfüllung des Zuwendungszwecks erforderlichen und anhand von Rechnungs- und Zahlungsbelegen oder Buchführungsunterlagen nachgewiesenen Ausgaben, die innerhalb des Berichtszeitraumes angefallen und ausgezahlt worden sind. Bitte in zeitlicher 

Reihenfolge aufführen und klar der/den jeweiligen Ausgabeposition/en zuordnen. Der Berichtszeitraum sollte ein Kalenderjahr nicht überschreiten. Für das neue Jahr ist eine separate Liste zu führen. Die Richtigkeit der Aufstellung ist vom Zuwendungsempfänger durch Unterschrift zu 

bestätigen. 

Abschlags-

zahlungen

Kosten-

stelle

Zahlungs-

datum

Datum der 

Buchung

Datum der 

Rechnung

Lfd. Nr. 

Belege 

Rech-

nungen

Summe/Übertrag:

BemerkungenZahlungs-

betrag €

Rechnungs-

betrag Brutto 

€

Rechnungs-

betrag Netto 

€ *

Grund der Zahlung / Art 

der Leistung

Rechnungs-

steller Kostengruppen nach DIN 276

Zahlungs-

weise



Hinweise zum Führen des Bauausgabebuches (BAB)

Die Rechnungsbeträge sind zeitlich fortlaufend in den Spalten 9, 10 und 11 und - außer bei 
Abschlagszahlungen – zusätzlich in den für die einzelnen Kostengruppen nach DIN 276 vorgesehenen 
Spalten zu buchen. Abschlagszahlungen sind nur in den Spalten 9, 10, 11 und 19 zu buchen.

Werden Schlussrechnungen für Leistungen, für die Abschlagsrechnungen gewährt worden sind, 
eingetragen, so ist nur der Betrag, der durch Abschlagszahlungen noch nicht beglichen ist, als 
Schlusszahlung in Spalte 9, 10 und 11 einzutragen. 

Der Gesamtrechnungsbetrag ist in derselben Zeile auf die für die entsprechenden Kostengruppen nach 
DIN 276 vorgesehenen Spalten aufzugliedern.

Die Summe der durch die Schlussrechnung abgewickelten Abschlagszahlungen ist in Spalte 19 des BAB 
rot abzusetzen. In der Spalte 20 sind gegenseitige Hinweise anzubringen.

Bei Abschluss des Buches sind die in rot gebuchten Beträge abzuziehen. Die Aufrechnung der schwarzen 
und roten Buchungen in Spalte 19 muss „0“ ergeben. 

Die Richtigkeit der Aufstellung ist von der Zuwendungsempfängerin / dem Zuwendungsempfänger auf 
dem Formblatt abschließend durch Unterschrift zu bestätigen. Damit wird gleichzeitig bescheinigt, dass 
sämtliche Kosten abgerechnet sind.
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Mittelanforderung  
 
1 Baumaßnahme 
 
    
 Bezeichnung:   

    
 Anschrift:   
    
 
2 Zuwendungsempfängerin bzw. Zuwendungsempfänger 
 
     Name:   

 Anschrift:   

 Auskunft:  Tel.:  Fax.:   
    
 
3 Bewilligungsbehörde 
 
    
 Name:   

 Anschrift:   

 Auskunft::  Tel.:  Fax.:   
    
 
4 Bewilligte Mittel 
 
     
 Lt. Zuwendungsbescheid/-vertrag, Az.:  v.  , max.  EUR  

 Lt. Zuwendungsbescheid/-vertrag, Az.:  v.  , max.  EUR  

     
 
5 Anerkannte Kosten lt. geprüfter Bau- und Kostenunterlage 
 

     
 100 Grundstück   EUR   

 200 Herrichten und Erschließen   EUR   

 300 Bauwerk - Baukonstruktionen   EUR   

 400 Bauwerk - Technische Anlagen   EUR   

 500 Außenanlagen   EUR   
 600 Ausstattung und Kunstwerke   EUR   
 700 Baunebenkosten   EUR   
  Auf-/Abrundung    EUR   

       
 insgesamt   EUR   

      
6 Finanzierungsplan lt. Zuwendungsbescheid 
 
     
 Eigenkapital   EUR (  %)  

 Fremdkapital   EUR (  %)  

 Bundesmittel   EUR (  %)  

 Landesmittel   EUR (  %)  

 EFRE-Mittel   EUR (  %)  

         
 insgesamt   EUR ( 100 %)  
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7 Mittelbedarf 
 

     
 7.1 Bereits verausgabte Beträge lt. Bauausgabebuch 

          insgesamt  
                                 

 
 

EUR   

 7.1 Deckung der Ausgaben lt. 7.1      
       
    Eigenkapital   EUR (  %)  

    Fremdkapital   EUR (  %)  

    Bundesmittel   EUR (  %)  

    Landesmittel   EUR (  %)  

  EFRE-Mittel    EUR (  %)  

         
  insgesamt   EUR ( 100 %)  

       
 7.5 Mittelanforderungsbetrag      

  a) bewilligte Zuwendung insgesamt   EUR   

  b) erhaltene Abschlagszahlungen   EUR   

  c) Mittelanforderung   EUR   

       
       

     
 
8 Mittelanforderung der Zuwendungsempfängerin bzw. des Zuwendungsempfängers 
 

    
 Um Überweisung des unter Nr. 7.5 zu c) genannten Betrages wird gebeten 

 
  

    
 Kontonummer   Bankleitzahl   

    
 Kreditinstitut/IBAN   

    
  Hiermit bestätige ich, dass die für die Mittelanforderung berücksichtigten und in der Belegliste „Ausgabepositionen“ / 

Bauausgabebuch genannten Ausgaben getätigt wurden, dem Fördervorhaben zuzuordnen sind, korrekt berechnet und 
ordnungsgemäß gebucht wurden. 

 

  , den     

  (Ort) (Datum)  (Unterschrift)  
    
 
9 Prüfbemerkungen der Prüferin bzw. des Prüfers 
 

    
 Die Baumaßnahme wurde besichtigt am:    

 Der Bautenstand gem. Zahlungsplan  Rate ist erreicht.  

 Gegen die Auszahlung der Mittel in Höhe von  EUR bestehen aus baufachlicher Sicht 
keine Bedenken. 

 

 
  , den     

  (Ort) (Datum)  (Unterschrift)  
    
 
10 Prüfbemerkung der Bewilligungsbehörde 
 

   
 Haushaltsmittel:

  
 

 Maßnahmennummer:
  

 

 Sachlich und rechnerisch richtig.  

   
  , den     

  (Ort) (Datum)  (Unterschrift)  
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Die Aufnahme in das Begünstigtenverzeichnis ist nach Artikel 6 

der Durchführungsverordnung zwingende Bedingung für die Be-

willigung der Förderung. 

Berichterstattung und Öffentlichkeitsarbeit der Verwal-

tungs- bzw. Bewilligungsbehörde 

Die Verwaltungsbehörde und die bewilligenden Stellen sind im 

Rahmen der Berichterstattung verpflichtet an die Europäische 

Union und ihrer Publizitäts- und Informationsaufgaben, der Öf-

fentlichkeit über die Erfolge der Förderung auch anhand von Bei-

spielen guter Praxis (best practice) zu berichten. Dazu wählen sie 

geeignete Projekte zur Veröffentlichung aus, es sei denn, zwin-

gende Gründe stehen dem entgegen. Detaillierte Projektbeschrei-

bungen erfolgen in Abstimmung mit den Begünstigten.  

Im Bereich der privaten Unternehmensförderung können die Be-

günstigten der Verwendung für Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit 

widersprechen oder die Verwendung durch einschränkende Be-

dingungen begrenzen. Der Widerspruch ist schriftlich zu begrün-

den. 

Bei der Förderung von natürlichen Personen erfolgt die Veröffent-

lichung von best-practice-Beispielen nur mit ausdrücklicher 

schriftlicher Einwilligung der Begünstigten. 

Generelle Publizitätspflichten der Begünstigten  

Alle Zuwendungsempfänger sind unabhängig von ihrem Rechts-

status und von der Höhe des Fördervolumens dazu verpflichtet, in 

geeigneter Form auf die Förderung ihres Vorhabens aus Mitteln 

des EFRE hinzuweisen und insbesondere auch die Beteiligten an 

dem Vorhaben über die Förderung aus EFRE zu informieren. 

Nach Artikel 9 der Durchführungsverordnung ist bei allen Veröf-

fentlichungen (Broschüren, Flyern, Websites, Pressemitteilungen, 

Vorträgen, Konferenzen, Veranstaltungen wie erster Spatenstich, 

Grundsteinlegung, Richtfest, Einweihung o.ä.) das genormte EU-

Emblem (12-Sterne-Kreis) zu verwenden und auf das finanzielle 

Engagement der EU unter Nennung des Fonds zu verweisen. 

Als Text wird aufgenommen: 

Europäische Union — Europäischer Fonds für regionale Entwick-

lung: Investition in Ihre Zukunft. 

Bei kleinem Werbematerial reichen das EU-Emblem und darunter 

oder daneben der Schriftzug Europäische Union aus. 
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Infrastrukturinvestitionen/Bauvorhaben/Erwerb eines ma-

teriellen Gegenstandes 

Die nachfolgenden Vorschriften gelten für Projekte, die einen öf-

fentlichen Zuschuss (aus nationalen und EU-Mitteln) von mehr als 

500 Tsd. Euro erhalten:  

 Tafel an der Baustelle: 

 Betrifft das Projekt die Finanzierung von Infrastruktur oder von 

Baumaßnahmen muss schon an der betreffenden Baustelle ein 

Hinweisschild aufgestellt werden. Es trägt das genormte EU-

Emblem (12-Sterne-Kreis) mit dem Text Europäische Union — 

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung: Investition in Ih-

re Zukunft. 

 Das Emblem hat nach Anhang I der Durchführungsverordnung 

die Farben: 

 PANTONE REFLEX BLUE für die Rechteckfläche; 

 PANTONE YELLOW für die Sterne. 

 Lässt das Material der Tafel eine farbige Gestaltung nicht zu, so 

ist das europäische Emblem vorzugsweise in Schwarz oder ei-

nem neutralen Farbton abzubilden. 

 Der auf die EU-Finanzierung hinweisende Teil muss mindestens 

25 % der Gesamttafel umfassen. 

 Tafel nach Fertigstellung: 

 Spätestens sechs Monate nach Fertigstellung des Infrastruktur-

vorhabens und der Baumaßnahme sowie auch nach Erwerb ei-

nes materiellen Gegenstandes ist eine Erläuterungstafel von 

„signifikanter Größe“ anzubringen. Zusätzlich zu den Angaben, 

die auf dem Baustellenschild enthalten sind, ist nunmehr Art 

und Bezeichnung des Projekts zu nennen. Für die permanente 

Erläuterungstafel gelten ansonsten dieselben Vorschriften wie 

für die Hinweistafel. 

Gestaltungsbeispiel: 

 

Dieses Vorhaben [Art und Bezeich-
nung des Vorhabens] wird gefördert 

von der  

Europäischen Union 
Europäischer Fonds für regionale 

Entwicklung 
Investition in Ihre Zukunft 

Das Emblem ist als Download zu finden unter 

http://europa.eu/abc/symbols/emblem/download_de.htm. 

Sollten bei Projekten mit einem öffentlichen Zuschuss (aus natio-

nalen und EU-Mitteln) von weniger als 500 Tsd. Euro, die den 
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Erwerb eines Gegenstandes oder die Finanzierung von Infrastruk-

tur- und Baumaßnahmen zum Inhalt haben, Tafeln angebracht, 

Veröffentlichungen herausgegeben oder sonstige Informations-

maßnahmen durchgeführt werden, ist die EU-Beteiligung analog 

den obigen Darstellungen ebenfalls zu nennen. 

Die Umsetzung der durchgeführten Publizitätsmaßnahmen ist in 

geeigneter Form zu dokumentieren und der bewilligenden Stelle 

spätestens im Rahmen des Verwendungsnachweises darzustellen. 

Erhebliche Verstöße können zu Finanzkorrekturen führen. 
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Verwendungsnachweis 
 
1 Baumaßnahme 
 
    
 Bezeichnung:    
    
 Anschrift:   
    
 
2 Zuwendungsempfängerin bzw. Zuwendungsempfänger 
 
    
 Name:   
 Anschrift:   
 Auskunft:  Tel.:  Fax.:   
    
 
3 Bewilligungsbehörde 
 
    
 Name:   
 Anschrift:   
 Auskunft:  Tel.:  Fax.:   
    
 
4 Bewilligte Mittel - Zuschüsse (Z) und Darlehen (D) 
 
        Bewilligungsbehörde Zuwendungsbescheid/-vertrag 

Datum u. Aktenzeichen 
  EUR  

      
         Z/D *)  

         Z/D *)  

         Z/D *)  

         
  Bewilligter Gesamtbetrag   Z/D *)  
  In Anspruch genommener Betrag   Z/D *)  
    
 
5 Sachbericht 
 
   
 (Eingehende Darstellung der Durchführung der Baumaßnahme, Bauzeiten usw. auf einem gesonderten Blatt. Insbeson-

dere ist einzugehen auf: die Verwendung der Zuwendung und die für das Vorhaben wesentlichen Ergebnisse; dabei ist 

insbesondere zu den im Zuwendungsbescheid genannten Indikatoren zu berichten; einen Vergleich des Standes des 

Vorhabens mit der ursprünglichen Arbeits-, Zeit- und Ausgabenplanung; die Frage, warum sich gegebenenfalls die Arbei-

ten für die Erreichung der Ziele des Vorhabens innerhalb des angegebenen Vorhabenzeitraums gegenüber dem ur-

sprünglichen Antrag geändert haben; die Erfüllung der Informations- und Publizitätsvorschriften; die Einhaltung der ge-

setzlichen Bestimmungen im Rahmen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes; die Einhaltung anderweitiger Aufla-

gen des Zuwendungsbescheides.) 
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6 Zahlenmäßiger Nachweis 
 
6.1 Gesamtausgaben 
 

    Gesamtausgaben der Baumaßnahme  EUR  
     
 Davon Ausgaben für den Teil der Baumaßnahme (Bauobjekt/Bauabschnitt),    
 für den die Zuwendung bewilligt worden ist.  EUR  
    
6.2 Einnahmen 
 

 Art 
Eigenanteil, Zuwendungen, 
Leistungen Dritter 

lt. Zuwendungsbescheid lt. Abrechnung  

  EUR v.H. EUR  v.H.  
       
 Eigenkapital             

 Fremdkapital             

 Bundesmittel Z/D * )              

 Landesmittel Z/D * )             

 EFRE-Mittel              

               

         
 Summe    100     100  

 In früheren Bauobjekten / Bauabschnitten vorgesehene / eingenommene 
Beträge      

 

 Einnahmen insgesamt       
 
6.3 Ausgaben 
 

  lt. Zuwendungsbescheid lt. Abrechnung  
 Ausgabengliederung ** )  

 

insgesamt davon zuwendungs-
fähig 

insgesamt davon zuwen-
dungsfähig 

 

  EUR EUR EUR  EUR  
                              

               

               

               

               

               

               

              
 Summe             

 
In früheren Bauobjekten / Bauabschnitten bereits geleistete Ausgaben      

 

 Ausgaben insgesamt       

 

                                                      
* )  Nichtzutreffendes bitte streichen 
** )  Es sind nur die Summen der Kostengruppen (nach Maßgabe des Bewilligungsbescheides) anzugeben. Dabei ist entspre-

chend den der Bewilligung zugrunde gelegten Bauunterlagen nach Bauobjekten oder Bauabschnitten zu unterteilen; ggf. 
auf gesondertem Blatt. 



 

VN-ZBau 03/2003  3 von 3 

7 Erklärung der Zuwendungsempfängerin bzw. des Zuwendungsempfängers 
 
    Es wird erklärt, dass  

die in den Bauunterlagen enthaltenen Angaben mit der Örtlichkeit übereinstimmen, die baufachlichen und sonstigen 
Bedingungen und Auflagen beachtet, die vorgeschriebenen Prüfungen bzw. Schlussabnahmen durchgeführt, die Bedin-
gungen und Auflagen eingehalten wurden und die Angaben über die Baumaßnahme, ihre Ausgaben und die Finanzierung 
vollständig und belegt sind. 
Zur Nachprüfung stehen die im Zuwendungsbescheid genannten Unterlagen einschließlich Baurechnung mit Belegen zur 
Verfügung. 

 

   , den      
  (Ort) (Datum) (Unterschrift)  
    
8 Ergebnis der baufachlichen Prüfung 
 
    Der Verwendungsnachweis wurde baufachlich geprüft. Es ergaben sich keine / die aus der Anlage ersichtlichen * )  Bean-

standungen. 
 

   , den      
  (Ort) (Datum) (Unterschrift)  
    
9 Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 
 
    Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. Es ergaben sich keine / die aus der 

Anlage ersichtlichen * ) Beanstandungen. 
 

   , den      
  (Ort) (Datum) (Unterschrift)  
   
 
 
 

                                                      
* ) Nichtzutreffendes bitte streichen 



VERORDNUNG (EG) Nr. 1998/2006 DER KOMMISSION

vom 15. Dezember 2006

über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom
7. Mai 1998 über die Anwendung der Artikel 92 und 93 des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf be-
stimmte Gruppen horizontaler Beihilfen (1), insbesondere auf
Artikel 2,

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung (2),

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für staatliche Bei-
hilfen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 994/98 wird die Kom-
mission ermächtigt, durch Verordnung einen Schwellen-
wert festzusetzen, bis zu dem Beihilfen als Maßnahmen
angesehen werden, die nicht alle Tatbestandsmerkmale
des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfüllen und daher
auch nicht dem Anmeldeverfahren gemäß Artikel 88 Ab-
satz 3 EG-Vertrag unterliegen.

(2) Die Kommission hat in zahlreichen Entscheidungen die
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag angewandt und dabei ins-
besondere den Begriff der Beihilfe im Sinne des Artikels
87 Absatz 1 EG-Vertrag näher ausgeführt. Die Kommis-
sion hat ferner, zuerst in der Mitteilung über De-minimis-
Beihilfen (3) und anschließend in ihrer Verordnung (EG)
Nr. 69/2001 vom 12. Januar 2001 über die Anwendung
der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Bei-
hilfen (4), ihre Politik im Hinblick auf den Höchstbetrag,
bis zu dem Artikel 87 Absatz 1 als nicht anwendbar
angesehen werden kann, erläutert. Angesichts der Erfah-
rungen bei der Anwendung der Verordnung und unter
Berücksichtigung der Entwicklung der Inflation und des
Bruttoinlandsprodukts in der Gemeinschaft bis und ein-
schließlich 2006 und angesichts der voraussichtlichen
Entwicklung bis zum Ablauf der Geltungsdauer dieser
Verordnung erscheint es zweckmäßig, die Verordnung

(EG) Nr. 69/2001 in einigen Punkten zu ändern und
durch eine neue Verordnung zu ersetzen.

(3) Da für die Bereiche der primären Produktion von Agrar-
erzeugnissen, Fischerei und Aquakultur Sondervorschrif-
ten gelten und die Gefahr besteht, dass dort selbst gerin-
gere als die in dieser Verordnung festgesetzten Beihilfebe-
träge die Tatbestandsmerkmale des Artikels 87 Absatz 1
EG-Vertrag erfüllen könnten, sollten die fraglichen Sekto-
ren vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausge-
nommen werden. Vor dem Hintergrund der Entwicklun-
gen im Transportsektor, insbesondere der Restrukturie-
rung zahlreicher Transportaktivitäten im Zuge der Libe-
ralisierung, ist es nicht länger angemessen, den Trans-
portsektor vom Geltungsbereich der De-minimis-Verord-
nung auszuschließen. Der Geltungsbereich dieser Verord-
nung sollte daher auf die Gesamtheit des Transportsek-
tors ausgeweitet werden. Die allgemeine De-minimis-
Höchstgrenze sollte jedoch angepasst werden, um der
im Durchschnitt kleinen Größe von Unternehmen, die
im Straßengüterverkehr und Straßenpersonenverkehr tä-
tig sind, Rechnung zu tragen. Aus denselben Gründen
und vor dem Hintergrund der Überkapazitäten in diesem
Sektor sowie der Zielsetzungen der Transportpolitik hin-
sichtlich Verkehrsstauung und Gütertransport sollten Bei-
hilfen für den Erwerb von Fahrzeugen für den Straßen-
gütertransport durch Unternehmen des gewerblichen
Straßengütertransports ausgeschlossen werden. Dies stellt
die positive Haltung der Kommission zu Beihilfen für
sauberere und umweltfreundlichere Fahrzeuge im Rah-
men von anderen EG-Rechtsakten nicht in Frage. Ange-
sichts der Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 des Rates
vom 23. Juli 2002 über staatliche Beihilfen für den Stein-
kohlenbergbau (5) sollte die vorliegende Verordnung auch
nicht auf den Kohlesektor anwendbar sein.

(4) Aufgrund der Ähnlichkeiten zwischen der Verarbeitung
und Vermarktung von landwirtschaftlichen und nicht-
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sollte diese Verordnung
unter bestimmten Voraussetzungen auch für die Verar-
beitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse gelten. Nicht als Verarbeitung und Vermarktung
sollten hingegen die in den Betrieben vorgenommene
notwendige Vorbereitung des Erzeugnisses für den Erst-
verkauf, wie Ernte, Mähen und Dreschen von Getreide,
Verpackung von Eiern usw., sowie der Erstverkauf an
Wiederverkäufer oder Verarbeitungsunternehmen gelten.
Nach Inkrafttreten dieser Verordnung sollten Beihilfen an
Unternehmen, die landwirtschaftliche Erzeugnisse verar-
beiten oder vermarkten, nicht mehr durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1860/2004 der Kommission vom 6. Ok-
tober 2004 über die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf De-minimis-Beihilfen im Agrar- und Fi-
schereisektor (6) geregelt werden. Die Verordnung (EG)
Nr. 1860/2004 sollte deshalb entsprechend geändert
werden.
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(5) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europä-
ischen Gemeinschaften sind die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, sobald die Gemeinschaft eine Regelung über die Er-
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für einen
bestimmten Agrarsektor erlassen hat, sich aller Maßnah-
men zu enthalten, die diese Regelung untergraben oder
Ausnahmen von ihr schaffen. Aus diesem Grund sollten
Beihilfen, deren Höhe sich nach dem Preis oder der
Menge der angebotenen oder erworbenen Erzeugnisse
richtet, vom Anwendungsbereich dieser Verordnung aus-
genommen werden. Ebenfalls ausgenommen werden soll-
ten De-minimis-Beihilfen, die an die Verpflichtung gebun-
den sind, die Beihilfe mit den Primärerzeugern zu teilen.

(6) De-minimis-Ausfuhrbeihilfen oder De-minimis-Beihilfen,
die heimische Erzeugnisse gegenüber Importwaren be-
günstigen, sollten nicht freigestellt werden. Die Verord-
nung sollte insbesondere nicht für Beihilfen zur Finanzie-
rung des Aufbaus und des Betriebs eines Vertriebsnetzes
in anderen Ländern gelten. Beihilfen, die die Teilnahme
an Messen, die Durchführung von Studien oder die Inan-
spruchnahme von Beratungsdiensten zwecks Lancierung
eines neuen oder eines bestehenden Produkts auf einem
neuen Markt ermöglichen sollen, stellen in der Regel
keine Ausfuhrbeihilfen dar.

(7) Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Festlegung des
Bruttosubventionsäquivalents von Beihilfen an Unterneh-
men in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien der
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei-
ten (1) sollte diese Verordnung für solche Unternehmen
nicht anwendbar sein.

(8) Die Erfahrungen der Kommission haben gezeigt, dass
Beihilfen, die einen Gesamtbetrag von 200 000 EUR in-
nerhalb von drei Jahren nicht übersteigen, den Handel
zwischen Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigen und/oder
den Wettbewerb nicht verfälschen oder zu verfälschen
drohen. Sie fallen daher nicht unter Artikel 87 Ab-
satz 1 EG-Vertrag. Für Unternehmen, die im Straßentran-
sportsektor tätig sind, sollte diese Höchstgrenze auf
100 000 EUR festgesetzt werden.

(9) Bei den hier zugrunde gelegten Jahren handelt es sich um
die Steuerjahre, die für das Unternehmen in dem betref-
fenden Mitgliedstaat maßgebend sind. Der Dreijahreszeit-
raum ist fließend, d. h. bei jeder Neubewilligung einer
De-minimis-Beihilfe ist die Gesamtsumme der im laufen-
den Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei
Steuerjahren gewährten De-minimis-Beihilfen festzustel-
len. Zu berücksichtigen sind auch von einem Mitglied-
staat gewährte Beihilfen, selbst wenn sie ganz oder teil-
weise aus Mitteln gemeinschaftlicher Herkunft finanziert
werden. Es sollte nicht möglich sein, über den zulässigen
Höchstbetrag hinaus gehende Beihilfebeträge in mehrere

kleinere Tranchen aufzuteilen, um so in den Anwen-
dungsbereich dieser Verordnung zu gelangen.

(10) Im Einklang mit den Grundsätzen für die Gewährung
von Beihilfen, die unter Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag
fallen, sollte als Bewilligungszeitpunkt der Zeitpunkt gel-
ten, zu dem das Unternehmen nach dem anwendbaren
einzelstaatlichen Recht einen Rechtsanspruch auf die Bei-
hilfe erwirbt.

(11) Um eine Umgehung der in verschiedenen EG-Rechtsakten
vorgegebenen Beihilfehöchstintensitäten zu verhindern,
sollten De-minimis-Beihilfen nicht mit anderen staatli-
chen Beihilfen für dieselben förderbaren Aufwendungen
kumuliert werden, wenn die aus der Kumulierung resul-
tierende Förderintensität diejenige Förderintensität über-
steigen würde, die in einer Gruppenfreistellungsverord-
nung oder in einer von der Kommission verabschiedeten
Entscheidung hinsichtlich der besonderen Merkmale eines
jeden Falles festgelegt wurde.

(12) Aus Gründen der Transparenz, Gleichbehandlung und
korrekten Anwendung des De-minimis-Höchstbetrages
sollten alle Mitgliedstaaten dieselbe Berechnungsmethode
anwenden. Um diese Berechnung zu vereinfachen, sollten
in Übereinstimmung mit der bisherigen Praxis bei An-
wendung der De-minimis-Regelung Beihilfen, die nicht in
Form einer Barzuwendung gewährt werden, in ihr Brutto-
subventionsäquivalent umgerechnet werden. Die Berech-
nung des Subventionsäquivalents anderer transparenter
Beihilfeformen als einer in Form eines Zuschusses oder
in mehreren Tranchen gewährten Beihilfe sollte auf der
Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt geltenden
marktüblichen Zinssätze erfolgen. Im Interesse einer ein-
heitlichen, transparenten und unkomplizierten Anwen-
dung der Vorschriften über staatliche Beihilfen sollten
für die Zwecke dieser Verordnung die Referenzzinssätze
herangezogen werden, die von der Kommission in regel-
mäßigen Abständen anhand objektiver Kriterien ermittelt
und im Amtsblatt der Europäischen Union sowie im Inter-
net veröffentlicht werden. Es kann jedoch erforderlich
sein, zusätzliche Basispunkte auf den Mindestsatz aufzu-
schlagen in Abhängigkeit von den gestellten Sicherheiten
oder der Risikoposition des Beihilfeempfängers.

(13) Im Interesse der Transparenz, der Gleichbehandlung und
einer wirksamen Überwachung sollte diese Verordnung
nur für transparente De-minimis-Beihilfen gelten. Eine
Beihilfe ist dann transparent, wenn sich ihr Bruttosubven-
tionsäquivalent im Voraus genau berechnen lässt, ohne
dass eine Risikobewertung erforderlich ist. Eine solche
präzise Berechnung ist beispielsweise bei Zuschüssen,
Zinszuschüssen und begrenzten Steuerbefreiungen mög-
lich. Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen der Öf-
fentlichen Hand sollten nur dann als transparente De-
minimis-Beihilfen gelten, wenn der Gesamtbetrag des zu-
geführten Kapitals unter dem zulässigen De-minimis-
Höchstbetrag liegt. Risikokapitalbeihilfen im Sinne der
Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur
Förderung von Risikokapitalinvestitionen in kleine
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und mittlere Unternehmen (1) sollten nur dann als trans-
parente De-minimis-Beihilfen angesehen werden, wenn
die betreffende Risikokapitalregelung für jedes Zielunter-
nehmen Kapitalzuführungen nur bis zum De-minimis-
Höchstbetrag vorsieht. Beihilfen in Form von Darlehen
sollten als transparente De-minimis-Beihilfen behandelt
werden, wenn das Bruttosubventionsäquivalent auf der
Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt geltenden
marktüblichen Zinssätze berechnet worden ist

(14) Die vorliegende Verordnung schließt die Möglichkeit
nicht aus, dass eine Maßnahme, die von den Mitglied-
staaten beschlossen wird, aus anderen als den in der Ver-
ordnung dargelegten Gründen nicht als Beihilfe im Sinne
des Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag gilt, so z. B. wenn
Kapitalzuführungen im Einklang mit dem Prinzip des
Privatinvestors beschlossen werden.

(15) Es ist erforderlich, Rechtssicherheit zu schaffen für Bürg-
schaftsregelungen, die keine Beeinträchtigung des Handels
oder Verzerrung des Wettbewerbs bewirken können und
hinsichtlich derer ausreichend Daten verfügbar sind, um
jegliche möglichen Wirkungen verlässlich festzustellen.
Diese Verordnung sollte deshalb die allgemeine De-mini-
mis-Obergrenze von EUR 200 000 in eine bürgschafts-
spezifische Obergrenze übertragen auf der Grundlage des
verbürgten Betrages des durch die Bürgschaft besicherten
Einzeldarlehens. Diese Obergrenze wird nach einer Me-
thode zur Berechnung des Beihilfebetrags in Bürgschafts-
regelungen für Darlehen zugunsten leistungsfähiger Un-
ternehmen ermittelt. Diese Methode und die Daten, die
zur Berechnung der bürgschaftsspezifischen Obergrenze
genutzt werden, sollten Unternehmen in Schwierigkeiten
im Sinne der Gemeinschaftsrichtlinien über Beihilfen für
Unternehmen in Schwierigkeiten oder in der Umstruktu-
rierung ausschließen. Diese spezifische Obergrenze sollte
daher nicht anwendbar sein auf individuelle Einzelbeihil-
fen außerhalb einer Bürgschaftsregelung, auf Beihilfen für
Unternehmen in Schwierigkeiten oder auf Bürgschaften
für Transaktionen, die nicht auf einem Darlehensverhält-
nis beruhen, wie zum Beispiel Bürgschaften hinsichtlich
Eigenkapitalmaßnahmen. Die spezifische Obergrenze
sollte bestimmt werden auf der Grundlage der Feststel-
lung, dass unter Berücksichtigung eines Faktors von 13 %
(Nettoausfallquote), der das Szenario des ungünstigsten
anzunehmenden Falles für Bürgschaftsregelungen in der
Gemeinschaft darstellt, das Bruttosubventionsäquivalent
einer Bürgschaft in Höhe von EUR 1 500 000 als iden-
tisch mit dem De-minimis-Höchstbetrag angesehen wer-
den kann. Für Unternehmen des Straßentransportsektors
sollte eine verminderte Obergrenze von EUR 750 000
gelten. Diese speziellen Obergrenzen sollten lediglich
auf Bürgschaften anwendbar sein, deren Verbürgungsan-
teil bis zu 80 % des zugrunde liegenden Darlehens be-
trägt. Zur Bestimmung des Bruttosubventionsäquivalents
einer Bürgschaft sollten Mitgliedstaaten zudem die Mög-
lichkeit haben, eine Methode anzuwenden, die der Kom-
mission im Rahmen einer Kommissionsverordnung im
Bereich Staatlicher Beihilfen, wie zum Beispiel im Rah-
men der Verordnung Nr. 1628/2006 der Kommission
vom 24. Oktober 2006 über die Anwendung der Artikel

87 und 88 EG-Vertrag auf regionale Investitionsbeihil-
fen (2), angezeigt und von der Kommission genehmigt
wurde, wenn die genehmigte Methode ausdrücklich auf
die Art der Bürgschaften und die Art der zu Grunde
liegenden Transaktionen im Zusammenhang mit der An-
wendung der vorliegenden Verordnung Bezug nimmt.

(16) Nach Anzeige durch einen Mitgliedstaat kann die Kom-
mission prüfen, ob eine Beihilfemaßnahme, die nicht in
einer Barzuwendung, einem Darlehen, einer Bürgschaft,
einer Kapitalzuführung oder einer Risikokapitalmaß-
nahme besteht, zu einem Bruttosubventionsäquivalent
führt, das die De-minimis-Höchstgrenze nicht überschrei-
tet und daher von den Bestimmungen dieser Verordnung
gedeckt sein könnte.

(17) Die Kommission hat dafür zu sorgen, dass die Vorschrif-
ten über staatliche Beihilfen und insbesondere die Bedin-
gungen, unter denen eine De-minimis-Beihilfe gewährt
wird, eingehalten werden. Gemäß dem in Artikel 10
EG-Vertrag verankerten Grundsatz der Zusammenarbeit
sind die Mitgliedstaaten gehalten, der Kommission die
Erfüllung dieser Aufgabe zu erleichtern, indem sie durch
geeignete Vorkehrungen sicherstellen, dass der ein und
demselben Unternehmen im Rahmen der De-minimis-Re-
gelung gewährte Gesamtbeihilfebetrag innerhalb eines
Zeitraums von drei Steuerjahren den Höchstbetrag von
200 000 EUR nicht überschreitet. Hierzu sollten die Mit-
gliedstaaten bei Gewährung einer De-minimis-Beihilfe
dem betreffenden Unternehmen unter Bezugnahme auf
diese Verordnung den Beihilfebetrag mitteilen und darauf
hinweisen, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe han-
delt. Der betreffende Mitgliedstaat sollte die Beihilfe erst
gewähren, nachdem er eine Erklärung des Unternehmens
erhalten hat, in der alle anderen in dem betreffenden
Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuer-
jahren erhaltenen De-minimis-Beihilfen angegeben sind,
und nachdem er sorgfältig geprüft hat, dass der De-mi-
nimis-Höchstbetrag durch die neue Beihilfe nicht über-
schritten wird. Um die Einhaltung der Höchstgrenze si-
cherzustellen, sollte es alternativ möglich sein ein Zent-
ralregister einzurichten. Im Falle von Bürgschaftsregelun-
gen, die vom Europäischen Investmentfonds eingerichtet
wurden, kann letzterer selbst eine Liste von Beihilfebe-
günstigten erstellen und die Mitgliedstaaten veranlassen,
die Beihilfebegünstigten über die erhaltene De-minimis-
Beihilfe zu informieren.

(18) Die Verordnung (EG) Nr. 69/2001 tritt am 31. Dezember
2006 außer Kraft. Die neue Verordnung sollte deshalb ab
1. Januar 2007 gelten. In Anbetracht der Tatsache, dass
Verordnung (EG) Nr. 69/2001 nicht für den Transport-
sektor galt und dieser bisher nicht den Bestimmungen zu
De-minimis-Beihilfen unterlag, und in Anbetracht der
sehr begrenzten auf den Sektor der Verarbeitung und
Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen an-
wendbaren De-minimis-Beträge sowie vorausgesetzt,
dass bestimmte Bedingungen erfüllt sind, sollte diese Ver-
ordnung für vor ihrem Inkrafttreten gewährte Beihilfen
an Unternehmen im Transportsektor sowie im Sektor der
Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen gelten. Des Weiteren lässt die vorliegende
Verordnung Einzelbeihilfen unberührt, die auf der Grund-
lage der Verordnung (EG) Nr. 69/2001 innerhalb deren
Geltungsdauer gewährt worden sind.
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(19) Aufgrund der bisherigen Erfahrungen der Kommission
und der Tatsache, dass die Politik im Bereich der staat-
lichen Beihilfen im Allgemeinen in regelmäßigen Abstän-
den neu überdacht werden muss, sollte die Geltungsdauer
dieser Verordnung beschränkt werden. Für den Fall, dass
diese Verordnung nach Ablauf dieses Zeitraums nicht
verlängert wird, ist für alle unter diese Verordnung fallen-
den De-minimis-Beihilfen eine sechsmonatige Anpas-
sungsfrist vorzusehen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Beihilfen an Unternehmen in
allen Wirtschaftsbereichen mit folgenden Ausnahmen:

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei und der
Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
104/2000 (1) tätig sind;

b) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärerzeugung der
in Anhang I EG-Vertrag aufgeführten landwirtschaftlichen
Erzeugnisse tätig sind;

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und Ver-
marktung von in Anhang I EG-Vertrag aufgeführten land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen tätig sind, und zwar in folgen-
den Fällen:

i) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der
Menge der von Primärerzeugern erworbenen Erzeugnisse
oder nach dem Preis oder der Menge der von den be-
treffenden Unternehmen angebotenen Erzeugnisse rich-
tet,

ii) oder wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz
oder teilweise an die Primärerzeuger (Landwirte) weiter-
gegeben wird;

d) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mitglied-
staaten oder Drittländer ausgerichtet sind, d. h. Beihilfen, die
unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der Errich-
tung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit ande-
ren laufenden exportbezogenen Ausgaben in Zusammen-
hang stehen;

e) Beihilfen, die von der Verwendung heimischer Erzeugnisse
zu Lasten von Importwaren abhängig gemacht werden;

f) Beihilfen an Unternehmen, die im Steinkohlenbergbau ge-
mäß der Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 über staatliche
Beihilfen für den Steinkohlenbergbau tätig sind.

g) Beihilfen für den Erwerb von Fahrzeugen für den Straßen-
gütertransport an Unternehmen des gewerblichen Straßen-
gütertransports

(h) Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten.

(2) Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbe-
stimmungen:

a) „Landwirtschaftliche Erzeugnisse“: Erzeugnisse des Anhangs I
EG-Vertrag ausgenommen Fischereierzeugnisse;

b) „Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: jede
Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis, woraus
ein Erzeugnis entsteht, das auch unter den Begriff des land-
wirtschaftlichen Erzeugnisses fällt; mit Ausnahme der land-
wirtschaftlichen Maßnahmen zur Vorbereitung eines Tier-
oder Pflanzenproduktes für den Erstverkauf.

c) „Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: Besitz
oder Ausstellung eines Produkts zum Zwecke des Verkaufs,
Angebots zum Verkauf, der Lieferung oder einer anderen
Methode des Inverkehrbringens, ausgenommen des Erstver-
kaufs eines Primärerzeugers an Wiederverkäufer und Verar-
beiter sowie aller Aktivitäten zur Vorbereitung eines Erzeug-
nisses für diesen Erstverkauf; der Verkauf eines landwirt-
schaftlichen Erzeugnisses durch einen Primärerzeuger an
Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn dieser Verkauf
in gesonderten, diesem Zweck vorbehaltenen Räumlichkeiten
stattfindet.

Artikel 2

De-minimis-Beihilfen

(1) Beihilfen, die die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 5
dieses Artikels erfüllen, gelten als Maßnahmen, die nicht alle
Tatbestandsmerkmale von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag erfül-
len, und unterliegen daher nicht der Anmeldepflicht nach Arti-
kel 88 Absatz 3 EG-Vertrag.

(2) Die Gesamtsumme der einem Unternehmen gewährten
De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steuer-
jahren 200 000 EUR nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag der
De-minimis-Beihilfe an ein Unternehmen, das im Bereich des
Straßentransportsektors tätig ist, darf in einem Zeitraum von
drei Steuerjahren 100 000 EUR nicht überschreiten. Diese
Höchstbeträge gelten für De-minimis-Beihilfen gleich welcher
Art und Zielsetzung und unabhängig davon, ob die von dem
Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz oder teilweise aus Gemein-
schaftsmitteln finanziert wird. Der Zeitraum bestimmt sich nach
den Steuerjahren, die für das Unternehmen in dem betreffenden
Mitgliedstaat maßgebend sind.

Übersteigt der Beihilfegesamtbetrag einer Beihilfemaßnahme die-
sen Höchstbetrag, kann der Rechtsvorteil dieser Verordnung
auch nicht für einen Bruchteil der Beihilfe in Anspruch genom-
men werden, der diesen Höchstbetrag nicht überschreitet. Der
Rechtsvorteil dieser Verordnung kann in diesem Fall für eine
solche Beihilfemaßnahme weder zum Zeitpunkt der Beihilfege-
währung noch zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch ge-
nommen werden.
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(3) Der in Absatz 2 festgesetzte Höchstbetrag bezieht sich
auf den Fall einer Barzuwendung. Bei den eingesetzten Beträgen
sind die Bruttobeträge, d. h. die Beträge vor Abzug von Steuern
und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. Wird die Beihilfe
nicht als Zuschuss, sondern in anderer Form gewährt, bestimmt
sich die Höhe der Beihilfe nach ihrem Bruttosubventionsäquiva-
lent.

In mehreren Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt
ihrer Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents anzuset-
zen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung geltende Refe-
renzsatz.

(4) Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, die in einer Form
gewährt werden, für die das Bruttosubventionsäquivalent im
Voraus genau berechnet werden kann, ohne dass eine Risikobe-
wertung erforderlich ist („transparente Beihilfen“). Insbesondere

a) Beihilfen in Form von Darlehen werden als transparente De-
minimis-Beihilfen behandelt, wenn das Bruttosubventionsä-
quivalent auf der Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt
geltenden marktüblichen Zinssätze berechnet worden ist.

b) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen gelten nicht als
transparente De-minimis-Beihilfen, es sei denn, der Gesamt-
betrag der zugeführten öffentlichen Mittel liegt unter dem
De-minimis-Höchstbetrag.

c) Beihilfen in Form von Risikokapitalmaßnahmen gelten nicht
als transparente De-minimis-Beihilfen, es sei denn, die be-
treffende Risikokapitalregelung sieht vor, dass jedem Zielun-
ternehmen nur Kapital bis in Höhe des De-minimis-Höchst-
betrags zur Verfügung gestellt wird.

d) Auf der Grundlage einer Bürgschaftsregelung gewährte Ein-
zelbeihilfen an Unternehmen, die nicht in Schwierigkeiten
sind, werden dann als transparente De-minimis-Beihilfen be-
handelt, wenn der verbürgte Teil des Darlehens, für das im
Rahmen dieser Regelung eine Einzelbürgschaft gewährt wird,
insgesamt 1 500 000 EUR je Unternehmen nicht übersteigt.
Auf der Grundlage einer Bürgschaftsregelung gewährte Ein-
zelbeihilfen an Unternehmen des Straßentransportsektors,
die nicht in Schwierigkeiten sind, werden als transparente
De-minimis-Beihilfen behandelt, wenn der verbürgte Anteil
des Darlehens, für das im Rahmen dieser Regelung eine Ein-
zelbürgschaft gewährt wird, insgesamt 750 000 EUR je Un-
ternehmen nicht übersteigt. Stellt der verbürgte Teil des zu-
grunde liegenden Darlehens lediglich einen gegebenen Anteil
dieses Höchstbetrages dar, so ergibt sich das Bruttosubven-
tionsäquivalent der Bürgschaft, indem man diesen gegebenen
Anteil auf den jeweils anzuwendenden und in Artikel 2 Ab-
satz 2 festgelegten Höchstbetrag bezieht. Der Verbürgungs-
anteil des zugrunde liegenden Darlehens darf 80 % nicht
übersteigen. Bürgschaftsregelungen werden zudem als trans-
parent angesehen, wenn i) vor ihrer Inkraftsetzung die Me-
thode zur Bestimmung des Bruttosubventionsäquivalents von
Bürgschaften der Kommission im Rahmen einer Kommis-
sionsverordnung im Bereich Staatlicher Beihilfen angezeigt
und von der Kommission genehmigt wurde und ii) die ge-
nehmigte Methode ausdrücklich auf die Art der Garantien
und die Art der zu Grunde liegenden Transaktionen im Zu-
sammenhang mit der Anwendung der vorliegenden Verord-
nung Bezug nimmt.

(5) De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit anderen Beihilfen
für dieselben förderbaren Aufwendungen kumuliert werden,
wenn die aus der Kumulierung resultierende Förderintensität
diejenige Förderintensität übersteigen würde, die in einer Grup-
penfreistellungsverordnung oder in einer von der Kommission
verabschiedeten Entscheidung hinsichtlich der besonderen Merk-
male eines jeden Falles festgelegt wurde.

Artikel 3

Überwachung

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, einem Unternehmen eine
De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt er diesem Unternehmen
schriftlich die voraussichtliche Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als
Bruttosubventionsäquivalent) mit und setzt es unter ausdrück-
lichen Verweis auf diese Verordnung mit Angabe ihres Titels
und der Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union davon
in Kenntnis, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt.
Wird die De-minimis-Beihilfe auf der Grundlage einer Regelung
verschiedenen Unternehmen gewährt, die Einzelbeihilfen in un-
terschiedlicher Höhe erhalten, kann der betreffende Mitgliedstaat
seiner Informationspflicht dadurch nachkommen, dass er den
Unternehmen einen Festbetrag mitteilt, der dem auf der Grund-
lage der Regelung gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In
diesem Fall ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag
in Artikel 2 Absatz 2 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag
maßgebend. Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende
Unternehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elekt-
ronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die es in
den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im laufenden
Steuerjahr erhalten hat.

Der betreffende Mitgliedstaat gewährt eine neue De-minimis-Bei-
hilfe erst, nachdem er sich vergewissert hat, dass der Gesamtbe-
trag der De-minimis-Beihilfen, den das Unternehmen in dem
Mitgliedstaat in dem betreffenden Steuerjahr sowie in den
zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten hat, den in Arti-
kel 2 Absatz 2 genannten Höchstbetrag nicht überschreitet.

(2) Verfügt ein Mitgliedstaat über ein Zentralregister mit voll-
ständigen Informationen über sämtliche von staatlicher Seite
gewährten De-minimis-Beihilfen in diesem Mitgliedstaat, wird
Absatz 1 Unterabsatz 1 von dem Zeitpunkt an, zu dem das
Register einen Zeitraum von drei Jahren erfasst, nicht mehr
angewandt.

Wenn ein Mitgliedstaat Beihilfen in Form einer Bürgschaft auf
der Basis einer Bürgschaftsregelung gewährt, die durch EU-Bud-
get unter dem Mandat des Europäischen Investitionsfonds finan-
ziert wird, ist der erste Unterabsatz von Absatz 1 dieses Artikels
nicht anzuwenden.

In solchen Fällen wird folgendes Überwachungssystem angew-
endet:

a) der Europäischen Investitionsfonds erstellt, jährlich auf der
Basis von Informationen, die Finanzintermediäre dem EIF
übermitteln müssen, eine Liste der Beihilfebegünstigten sowie
des Bruttosubventionsäquivalents eines jeden Beihilfebegüns-
tigten. Der Europäischen Investitionsfonds übersendet diese
Informationen dem betreffenden Mitgliedstaat sowie der
Kommission; und
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b) der betreffende Mitgliedstaat leitet diese Informationen inner-
halb von drei Monaten nach Erhalt vom Europäischen In-
vestmentfonds an die endgültigen Beihilfebegünstigten wei-
ter; und

c) der betreffende Mitgliedstaat erhält eine Erklärung von jedem
Beihilfebegünstigten, dass der erhaltene Gesamtbetrag an De-
minimis-Beihilfen nicht den in Artikel 2 Absatz 2 festgeleg-
ten De-minimis-Höchstbetrag überschreitet. Wird der De-mi-
nimis-Höchstbetrag für einen oder mehrere Beihilfebegüns-
tigte überschritten, stellt der betreffende Mitgliedstaat sicher,
dass die Beihilfemaßnahme, die zur Überschreitung des De-
minimis-Höchstbetrages geführt hat, der Kommission entwe-
der angezeigt oder vom Beihilfebegünstigten zurückgezahlt
wird.

(3) Die Mitgliedstaaten sammeln und registrieren sämtliche
mit der Anwendung dieser Verordnung zusammenhängenden
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss darüber
geben, ob die Bedingungen für die Anwendung der Verordnung
erfüllt worden sind. Die Aufzeichnungen über De-minimis-Ein-
zelbeihilfen sind vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre
lang aufzubewahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbe-
wahrungsfrist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals
eine Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt
wurde. Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kommis-
sion auf deren schriftliches Ersuchen hin innerhalb von zwanzig
Arbeitstagen oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen fest-
gesetzten längeren Frist alle Informationen, die diese benötigt,
um zu beurteilen, ob diese Verordnung eingehalten wurde;
hierzu zählt insbesondere der Gesamtbetrag der De-minimis-Bei-
hilfen, die ein Unternehmen erhalten hat.

Artikel 4

Änderung

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 wird wie folgt
geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „Verarbeitung und Vermark-
tung “ gestrichen;

b) Absatz 3 wird gestrichen.

Artikel 5

Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung gilt auch für Beihilfen, die vor ihrem
Inkrafttreten an Unternehmen des Transportsektors sowie an
Unternehmen, die im Sektor der Verarbeitung und Vermarktung
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätig sind, gewährt wur-
den, sofern die Beihilfen die Voraussetzungen in Artikel 1 und 2
erfüllen. Beihilfen, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, wer-
den von der Kommission nach den geltenden Rahmenvorschrif-
ten, Leitlinien, Mitteilungen und Bekanntmachungen beurteilt.

(2) Zwischen dem 2. Februar 2001 und 30. Juni 2007 ge-
währte De-minimis-Einzelbeihilfen, die die Voraussetzungen der
Verordnung (EG) Nr. 69/2001 erfüllen, werden als Maßnahmen
angesehen, die nicht alle Tatbestandsmerkmale von Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag erfüllen und daher nicht der Anmelde-
pflicht nach Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag unterliegen.

(3) Nach Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung kön-
nen De-minimis-Beihilfen, die die Voraussetzungen dieser Ver-
ordnung erfüllen, noch weitere sechs Monate angewandt wer-
den.

Artikel 6

Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2013.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. Dezember 2006

Für die Kommission
Neelie KROES

Mitglied der Kommission
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